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zu II 
 
Bei den Tatbeständen der Sonderbedarfszulassung handelt es sich um Privilegierungs-
regelungen, die eine Zulassung in einem wegen Überversorgung gesperrten Pla-
nungsbereich ermöglichen. Die Sonderbedarfszulassung nach dem Buchstaben a er-
folgt unter regionalen Versorgungsaspekten und dient in erster Linie einer wohnortna-
hen Versorgung der Versicherten. Die übrigen Tatbestände der Sonderbedarfszulas-
sung dienen u. a. dazu, den Versorgungsbedarf in Bezug auf bestimmte ärztliche Leis-
tungen sicherzustellen. 
 
Nach der bisherigen Regelung konnte nach Ablauf von fünf Jahren eine Sonderbe-
darfszulassung – unabhängig von der tatsächlichen Versorgungslage – in eine Vollzu-
lassung übergehen. 
 
Mit der Neufassung wird klargestellt, dass der Übergang in eine Vollzulassung künftig 
nur noch unter der Voraussetzung möglich ist, dass zu diesem Zeitpunkt in dem betref-
fenden Planungsbereich keine Überversorgung mehr besteht.  
 
Maßgeblich für den Wegfall der Beschränkung bei Sonderbedarfszulassungen ist damit 
ausschließlich die Versorgungssituation im Planungsbereich. 
 
 
 
 
 
Siegburg, den 15. November 2005 
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